
MITTEILUNG DER KOMMISSION

vom 3. Dezember 1999

über die Feststellungen der Kommission zur Gegenseitigkeitspflicht des Fürstentums Andorra
hinsichtlich der Anwendung von Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe d) und Absatz 3 sowie Artikel

29 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 40/94 des Rates über die Gemeinschaftsmarke

(1999/C 359/08)

Gemäß Regel 101 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 2868/95
der Kommission vom 13. Dezember 1995 zur Durchführung
der Verordnung (EG) Nr. 40/94 des Rates über die Gemein-
schaftsmarke (1) ersuchte der Präsident des Harmonisierungs-
amtes für den Binnenmarkt (OHMI) die Kommission, festzustel-
len, ob das Fürstentum Andorra den Angehörigen aller Mit-
gliedstaaten der Gemeinschaft hinsichtlich der Anwendung
von Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe d) und Absatz 3 sowie
Artikel 29 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 40/94 des Ra-
tes (2), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 3288/94 (3)
(nachstehend �Verordnung über die Gemeinschaftsmarke�), die
Gegenseitigkeit gewährt.

Die Kommission hat die entsprechenden Vorschriften geprüft
und mit den Behörden des Fürstentums Andorra korrespon-
diert.

� Nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe d) der Verordnung über
die Gemeinschaftsmarke können Angehörige von Staaten,
die nicht Verbandsländer der Pariser Verbandsübereinkunft
sind und die gemäß einer veröffentlichten Feststellung den
Angehörigen eines jeden der Mitgliedstaaten für Marken
den gleichen Schutz gewähren wie ihren eigenen Angehö-
rigen, Inhaber von Gemeinschaftsmarken sein.

Ebenso können nach Artikel 5 Buchstabe c) des andorra-
nischen Warenzeichengesetzes Angehörige anderer Staaten,
die den Angehörigen des Fürstentums Andorra für Marken
den gleichen Schutz gewähren wie ihren eigenen Angehö-
rigen, Marken im Fürstentum Andorra anmelden.

Im übrigen sind die Anmelder nach dem andorranischen
Warenzeichenrecht nicht verpflichtet, den Nachweis der
vorherigen Eintragung der Marke im Ursprungsland zu er-
bringen, wie in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe d) der Ver-
ordnung über die Gemeinschaftsmarke festgelegt. Daher ist
Artikel 5 Absatz 3 in diesem Fall nicht anzuwenden.

Auf die Anfrage nach der Anwendung von Artikel 5 des
andorranischen Warenzeichengesetzes haben die andorra-
nischen Behörden den Nachweis erbracht, daß das andorra-
nische Markenamt Angehörigen aller Mitgliedstaaten für

Marken den gleichen Schutz gewährt wie die andorra-
nischen Staatsangehörigen.

Das OHMI nimmt daher gemäß Artikel 5 Absatz 1 der
Verordnung über die Gemeinschaftsmarke Markenanträge
von Staatsangehörigen des Fürstentums Andorra an.

� Nach Artikel 29 Absatz 5 der Verordnung über die Ge-
meinschaftsmarke kann jemand, der in einem Nicht-Ver-
tragsstaat der Pariser Verbandsübereinkunft oder des Ab-
kommens über die Welthandelsorganisation eine Marke vor-
schriftsmäßig angemeldet hat, den Tag ihrer Anmeldung als
Prioritätstag für die Anmeldung dieser Marke als Gemein-
schaftsmarke nur insoweit geltend machen, als dieser Staat
die Anmeldung einer Gemeinschaftsmarke als erste Anmel-
dung für die Inanspruchnahme des Prioritätsrechts bei der
Anmeldung derselben Marke beim eigenen Markenamt an-
nimmt.

In diesem Sinne sieht Artikel 6 Absatz 5 des andorra-
nischen Warenzeichengesetzes vor, daß insoweit ein Staat
Angehörigen des Fürstentums Andorra, unter Voraussetzun-
gen und mit Wirkungen, die denen des gesamten Artikels
vergleichbar sind, ein Prioritätsrecht gewährt, Angehörige
dieses Staates im Fürstentum Andorra das in Artikel 6
des andorranischen Warenzeichengesetzes vorgesehene
Prioritätsrecht in Anspruch nehmen können.

Nach Konsultierung zur Anwendung dieser Vorschrift auf
Anmelder aus allen Mitgliedstaaten oder auf das aus einer
Erstanmeldung in einem Mitgliedstaat oder im OHMI abge-
leitete Prioritätsrecht haben die andorranischen Behörden
nachgewiesen, daß das andorranische Markenamt das in
Artikel 29 der Verordnung über die Gemeinschaftsmarke
vorgesehene Prioritätsrecht gewährt.

Das OHMI erkennt daher nach Artikel 29 Absatz 5 der
Verordnung über die Gemeinschaftsmarke Prioritätsansprü-
che an, die sich aus der ersten Anmeldung von Marken im
andorranischen Markenamt ergeben.

Schlußfolgerungen

Die Untersuchung hat ergeben, daß das Warenzeichengesetz
des Fürstentums Andorra und das andorranische Markenamt
Angehörigen aller Mitgliedstaaten für Marken den gleichen
Schutz gewähren wie ihren eigenen Staatsangehörigen. Andor-
ranische Staatsangehörige können daher nach Artikel 5 Absatz
1 Buchstabe d) der Verordnung über die Gemeinschaftsmarke
Inhaber von Gemeinschaftsmarken werden.
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Anmelder einer Gemeinschaftsmarke müssen nicht die vor-
herige Anmeldung dieser Marke im Fürstentum Andorra nach-
weisen.

Die Untersuchung hat gleichfalls ergeben, daß das Warenzei-
chengesetz des Fürstentums Andorra und das andorranische
Markenamt auf der Grundlage der ersten Anmeldung beim
OHMI und unter ähnlichen Voraussetzungen wie die in der
Verordnung über die Gemeinschaftsmarke vorgesehenen, ein

Prioritätsrecht nach Artikel 29 der genannten Verordnung ge-
währen.

Das OHMI erkennt daher nach Artikel 29 Absatz 5 der Ver-
ordnung über die Gemeinschaftsmarke Prioritätsansprüche an,
die sich aus der ersten Anmeldung einer Marke beim andorra-
nischen Markenamt ergeben.

Diese Feststellungen sind ab 1. April 1996 gültig.

Ergänzung der Liste der von Frankreich im Hinblick auf die Ausdehnung der Vorschriften von
Erzeugerorganisationen für Obst und Gemüse bestimmten Wirtschaftsbezirke

(1999/C 359/09)

(Anwendung von Artikel 18 Absatz 7 der Verordnung (EG) Nr. 2200/96)

Wirtschaftsbezirk Betroffene Erzeugnisse

Er besteht aus folgenden Erzeugungsregionen:

1. Das Bassin Normandie � Nord � Picardie � Cham-
pagne-Ardenne, das die Departements Aisne, Arden-
nes, Eure, Marne, Nord, Oise, Pas-de-Calais, Seine-
Maritime und Somme umfaßt;

2. das Bassin Île-de-France � Centre, das die Departe-
ments Eure-et-Loir, Loir-et-Cher, Loiret, Seine-et-
Marne, Yvelines, Essonne und Val-d'Oise umfaßt;

3. das Bassin Bretagne � Pays de la Loire, das die De-
partements Côtes-d'Armor, Finistère, Ille-et-Vilaine,
Loire-Atlantique, Maine-et-Loire, Mayenne, Morbihan,
Sarthe und Vendée umfaßt;

4. das Bassin Aquitaine � Midi-Pyrénées, das die Depar-
tements Gers, Gironde, Landes, Lot, Lot-et-Garonne,
Pyrénées-Atlantiques, Hautes-Pyrénées, Tarn und Tarn-
et-Garonne umfaßt;

5. das Bassin Bourgogne � Franche-Comté, das die De-
partements Côte d'Ór, Jura und Saône-et-Loire umfaßt.

Zur Verarbeitung bestimmte Bohnen zum Auslösen,
grüne Bohnen (Fisolen) und Erbsen
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